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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l —68070 — 5096/69 


Bonn, den 30. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Festlegung der Handels- 
regelung für bestimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen hergestellte Waren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Januar 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genann- 
ten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Diuck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festlegung der Handelsregelung 
für bestimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
hergestellte Waren 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 14 Abs. 7, 28, 92 bis 94, 111 ff., 227 
und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 


in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rates vom 
27. Oktober 1966 hat eine Handelsregelung für be- 
stimmte landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug- 
nisse eingeführt. Diese Verordnung sieht insbeson- 
dere bei der Einfuhr dieser Waren an Stelle der bis- 
her von den Mitgliedstaaten anwendbaren Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung die Erhebung einer Ab- 
gabe vor, die sich zusammensetzt aus einem festen 
Teilbetrag zum Schutz der Verarbeitungsindustrie 
und einem beweglichen Teilbetrag, der den etwaigen 
Unterschied zwischen den Preisen für die genannten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse einerseits in dem 
einführenden Mitgliedstaat und andererseits in dem 
ausführenden Mitgliedstaat oder auf dem Weltmarkt 
ausgleichen soll. 

Gemäß Artikel 4 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
ist der feste Teilbetrag für den Warenverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten vom 1. Juli 1967 ab ent- 
fallen. Gemäß Artikel 11 Absatz 2 dieser Verord- 
nung ist der feste Teilbetrag bei der Einfuhr aus 
dritten Ländern für alle Mitgliedstaaten gleich. 

Seit dem Zeitpunkt der Anwendung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 
über die gemeinsame Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse ^) findet auf alle landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse, die als Grunderzeugnisse 
im Sinne der Verordnung Nr. 160/66/EWG gelten, 
ein gemeinsamer Preis in der Gemeinschaft Anwen- 
dung. Die Bestimmungen dieser Verordnung über 
die Erhebung eines beweglichen Teilbetrages bei 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 193 
28. Oktober 1966, S. 3361/66 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 


der Einfuhr über die Gewährung einer Erstattung 
bei der Ausfuhr sind deshalb für den Handelsver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten gegenstandslos 
geworden. 

Es ergibt sich ebenfalls aus der oben dargestellten 
Lage, daß die Abgabe, die bei der Einfuhr der Wa- 
ren aus dritten Ländern anzuwenden ist, von nun 
an in jedem Mitgliedstaat gleich ist. 

Die Bestimmungen der Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG wurden mehrfach geändert. Da es ferner nötig 
ist, diese Bestimmungen an das inzwischen in Kraft 
getretene System der gemeinsamen Preise für jedes 
der Grunderzeugnisse anzupassen, erscheint es an- 
gebracht, eine Neufassung der gesamten Regelung 
für dieses Gebiet vorzunehmen. 

Die Berichtigungsbeträge, die durch Artikel 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 886/68 des Rates vom 
28. Juni 1968 zur Festsetzung des Richtpreises für 
Milch sowie der Interventionspreis für Butter, Ma- 
germilchpulver, Grana Padano und Parmigiano-Reg- 
giano für das Milchwirtschaftsjahr 1968/1969^) in 
der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2097/68 ^) 
für eine Übergangszeit vorgesehen worden sind, 
haben einen direkten Einfluß auf die Bedingungen 
bei der Versorgung für die Verarbeitungsindustrie. 
Es ist deshalb angebracht, in dieser Verordnung 
Sondervorschriften vorzusehen, die es ermöglichen, 
dieser Lage sowie entsprechenden, später auftreten- 
den Situationen Rechnung zu tragen. 

Artikel 1 1 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 sieht 
vor, daß für Magermilch, die in der Gemeinschaft 
hergestellt worden ist und zu Kasein verarbeitet 
wird, eine Beihilfe gewährt wird. Die Anwendung 
der Bestimmungen der Handelsregelung auf diese 
Ware setzt voraus, daß die Auswirkungen der so 
eingeführten Beihilferegelung vorher beurteilt wer- 
den können; es ist deshalb angebracht, die Anwen- 
dung dieser Verordnung auf die Waren der Tarif- 
stellen 35.01 A und 35.01 C des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs zurückzustellen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


•^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 4 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 1 
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TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

1. Diese Verordnung legt die Handelsregelung für 
bestimmte Waren fest, die nicht unter Anhang II 
des Vertrages fallen und 

a) zu deren Herstellung ein oder mehrere der in 
Artikel 2 aufgezählten Grunderzeugnisse in un- 
verarbeitetem Zustand verwendet worden sind, 
oder 

b) die gemäß Artikel 3 so behandelt werden, als ob 
sie aus den unter a genannten Erzeugnissen her- 
gestellt worden sind. 

2. Die in Absatz 1 genannten Waren — nach- 
stehend „Waren" genannt — sind in der Liste im 
Anhang I zu dieser Verordnung aufgeführt. 


Artikel 2 


Als „Grunderzeugnisse" gelten; 


Nummer des 

Gemein- Bezeichnung der Grunderzeugnisse 

Samen ^ ^ 

Zolltarifs 

Kapitel 10 

Getreide 

04.02 

Milch und Rahm, haltbar gemacht, einge- 
dickt oder gezuckert 

04.03 

Butter 

17.01 

Rüben- oder Rohrzucker, fest 

17.03 

Melassen, auch entfärbt 


Artikel 3 

Für die Anwendung dieser Verordnung werden: 

a) die Waren, die aus Kartoffelstärke, Stärke aus 
Wurzeln und Knollen der Tarifnummer 07.06 
des Gemeinsamen Zolltarifs sowie aus Mehl und 
Grieß der Tarifnummer 11.06 des Gemeinsamen 
Zolltarifs hergestellt worden sind, so behandelt, 
als ob sie aus Maisstärke hergestellt worden 
sind; 

b) die Waren, die aus Milch, frisch, weder einge- 
dickt noch gezuckert, mit einem Gehalt an Milch- 
fett von 0,1 Gewichtshundertteilen oder weniger, 
hergestellt worden sind, so behandelt, als ob sie 
aus Milch in Pulverform entsprechend der Defi- 
nition des Leiterzeugnisses der Gruppe Nr. 2 im 
Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 zur Festsetzung der Er- 
zeugnisgruppen und der besonderen Vorschriften 
für die Berechnung der Abschöpfungen für Milch 
und Milcherzeugnisse hergestellt worden sind^); 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 


c) die Waren, die aus Milch oder Rahm, frisch, we- 
der eingedickt noch gezuckert, mit einem Gehalt 
an Milchfett von mehr als 0,1 Gewichtshundert- 
teilen, hergestellt worden sind, so behandelt, als 
ob sie aus Milch in Pulverform entsprechend der 
Definition des Leiterzeugnisses der Gruppe Nr, 3 
im Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
hergestellt worden sind. 


Artikel 4 

1. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit für jede Ware unter Berück- 
sichtigung der im Gemeinsamen Zolltarif vorgesehe- 
nen Zollspezifikationen, die Mengen der genannten 
Grunderzeugnisse fest, bei denen davon ausgegan- 
gen wird, daß sie bei ihrer Herstellung verwendet 
worden sind. 

2. Die Kommission legt die qualitativen und quan- 
titativen Analysemethoden der Waren und die an- 
deren notwendigen technischen Bestimmungen be- 
züglich ihrer Erkennungsmerkmale oder ihrer Zu- 
sammensetzung fest. 


TITEL II 

Handelsregelung 
Artikel 5 

1. Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft unterliegt 
jede Ware einer Abgabe, die sich zusammensetzt 
aus: 

a) einem festen Teilbetrag in Form des gemäß dem 
Gemeinsamen Zolltarif auf sie anwendbaren 
Wertzolles zum Schutz der die betreffenden Wa- 
ren herstellenden Industrie; 

b) einem beweglichen Teilbetrag, der nach Maßgabe 
der Artikel 6 und 7 festgesetzt wird. Mit diesem 
Teilbetrag soll für die Mengen der betroffenen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse, bei denen da- 
von ausgegangen wird, daß sie bei der Herstel- 
lung der Waren verwendet worden sind, die Inzi- 
denz der Differenz zwischen den Preisen dieser 
Erzeugnisse in der Gemeinschaft einerseits und 
denen bei der Einfuhr aus dritten Ländern ande- 
rerseits gedeckt werden, wenn die Gesamtkosten 
dieser Mengen Grunderzeugnisse in der Gemein- 
schaft höher sind. 

2. Unter Vorbehalt des Artikels 14 Absatz 2 ist 
die Erhebung von anderen Zöllen oder Abgaben 
gleicher Wirkung als die in Absatz 1 bestimmte Ab- 
gabe untersagt. 

Artikel 6 

1. Für jede Ware wird die Höhe des beweglichen 
Teilbetrages von der Kommission für jedes Viertel- 
jahr des Kalenderjahres festgesetzt. 
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2. Der bewegliche Teilbetrag wird auf der Grund- 
lage der Differenz für die Menge jedes der zu be- 
rücksichtigenden Grunderzeugnisse berechnet zwi- 
schen: 

a) einerseits dem Durchschnitt der für jeden der 
3 Monate des Vierteljahres, für das der beweg- 
liche Teilbetrag festgesetzt wird, vorgesehenen 
Schwellenpreise, und 

b) andererseits dem Durchschnitt der cif-Preise 
(unter Ausschluß der Sonder-cif-Preise) oder ge- 
gebenenfalls der Frei-Grenze-Preise, die für die 
Festsetzung der Abschöpfungen für die einzelnen 
betroffenen Grunderzeugnisse berücksichtigt 
werden, und die für folgenden Zeitraum berech- 
net worden sind; die ersten 15 Tage des Monats, 
der dem Vierteljahr, für das der bewegliche Teil- 
betrag festgesetzt wird, vorausgeht sowie für die 
unmittelbar vorausgehenden zwei Monate. 

3. Werden entsprechend den Verordnungen über 
die gemeinsamen Marktorganisationen Erstattungen 
bei der Herstellung, Beihilfen oder andere Maßnah- 
men gleicher Wirkung für die Grunderzeugnisse 
oder für die ihnen gemäß Artikel 3 gleichgestellten 
Erzeugnisse in allen Mitgliedstaaten angewandt, so 
wird die Höhe des beweglichen Teilbetrages in der 
Art berechnet, daß anstelle des in Absatz 2 Buch- 
stabe a vorgesehenen Durchschnitts der Schwellen- 
preise der Preis berücksichtigt wird, der sich aus der 
Anwendung dieser Maßnahmen ergibt. 

Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualitativer Mehrheit, welche Waren von den 
Bestimmungen des vorstehenden Unterabsatzes be- 
troffen werden. 

4. Wird im Laufe eines Vierteljahres ein anderes 
als das in Absatz 2 Buchstabe b vorgesehene Berech- 
nungselement geändert, kann der Rat mit qualitati- 
ver Mehrheit auf Vorschlag der Kommission be- 
schließen, den beweglichen Teilbetrag anzupassen. 
Er legt bei dieser Gelegenheit die dabei anwend- 
baren Regeln fest. 

5. Die Höhe des beweglichen Teilbetrags für her- 
gestellte Waren ist gleich der algebraischen Summe 
der Inzidenz der nach Maßgabe der Absätze 2 und 4 
festgestellten Differenz zwischen den Preisen der 
einzelnen Grunderzeugnisse. 

6. Der bewegliche Teilbetrag wird auf Null festge- 
setzt, wenn er für 100 kg Ware weniger als 0,25 
Rechnungseinheiten betragen würde. 


Artikel 7 

1. Wenn eine der bei der Berechnung des beweg- 
lichen Teilbetrages zu berücksichtigenden Angaben 
am fünfzehnten Tag des Monats, der dem Viertel- 
jahr vorausgeht, für das der bewegliche Teilbetrag 
festgesetzt werden soll, nicht bestimmt ist, nimmt 
die Kommission die Berechnung des beweglichen 
Teilbetrages in der Art vor, daß anstelle des fehlen- 
den Berechnungselements dasjenige berücksichtigt 
wird, das zur Berechnung des beweglichen Teilbetra- 


ges während des laufenden Vierteljahres gedient 
hat. 

2. Ein berichtigter beweglicher Teilbetrag wird 
durch die Kommission festgesetzt und findet spä- 
testens am sechzehnten Tage nach Bestimmung der 
fehlenden Angabe Anwendung. 

Wenn diese Angabe jedoch erst im Verlauf des 
letzten Monats des betreffenden Vierteljahres be- 
stimmt wird, wird ein berichtigter beweglicher Teil- 
betrag nicht festgesetzt. 

Artikel 8 

1. Die Höhe der in Artikel 5 vorgesehenen Abgabe 
darf den Höchstsatz der gegebenenfalls für diese 
Ware im Gemeinsamen Zolltarif vorgesehenen Ab- 
gabe nicht überschreiten. 

Die Kommission legt die Voraussetzungen fest, 
denen die Bescheinigungen entsprechen müssen und 
von deren Vorlage möglicherweise die Anwendung 
des im vorstehenden Unterabsatz genannten Höchst- 
satzes abhängig ist. 

2. Enthält der Höchstsatz der in Absatz 1 vorge- 
sehenen Abgabe die Anwendung eines Zusatzzolles 
für in Saccharose berechneten Zucker (ZZu) oder 
für Mehl (ZMe), so wird der Betrag des Zusatzzolles 
bestimmt auf der Grundlage der Mengen an Saccha- 
rose oder Mehl, die tatsächlich in diesen Waren ent- 
halten sind. 

Zu diesem Zweck gibt der Einführer den zustän- 
digen Behörden der Mitgliedstaaten die Mengen an 
Zucker, berechnet als Saccharose, oder gegebenen- 
falls die Mengen an Mehl an, die in dieser Ware 
enthalten sind. Die Richtigkeit dieser Erklärung un- 
terliegt der Nachprüfung dieser Behörden. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
stützen sich jedoch auf Antrag des Einführers zur 
Bestimmung des Zusatzzolles 

auf die Menge an Zucker, 
oder 

auf die Menge an Mehl, die der gemäß Artikel 4 
Absatz 1 festgelegten Getreidemenge für die 
Ware entspricht. 

In diesem Fall kann der Einführer von der in Ab- 
satz 2 zweiter Unterabsatz vorgesehenen Erklärung 
freigestellt werden. 

4. Bei der Anwendung der Absätze 2 und 3 wird 
davon ausgegangen, daß 100 kg Mehl 63,7 kg Stärke 
oder 140 kg Getreide entsprechen. 


Artikel 9 

1. Der Erstattungsbetrag, der aufgrund der Ver- 
wendung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, die unter 
die Verordnungen über die gemeinsamen Marktor- 
ganisationen fallen, bei der Ausfuhr der Waren nach 
dritten Ländern gewährt wird, ergibt sich aus der 
Anwendung der Durchführungsbestimmungen zu 
diesen Verordnungen. 
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2, Die Menge an landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
die unter die Verordnungen über die gemeinsamen 
Marktorganisationen fallen, und für welche die Mit- 
gliedstaaten im Hinblick auf die spätere Ausfuhr 
von Waren nach dritten Ländern bzw. als Folge 
dieser Ausfuhr keine Abschöpfungen oder andere 
Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zölle erheben, 
ergibt sich aus den Bestimmungen, die zur Durch- 
führung dieser Verordnungen erlassen worden sind. 

3. Die Menge an Waren, für welche die Mitglied- 
staaten im Hinblick auf die spätere Ausfuhr von an- 
deren Waren nach dritten Ländern bzw. als Folge 
dieser Ausfuhr nicht die Artikel 5 vorgesehene 
Abgabe erheben, ist die zur Herstellung dieser Wa- 
ren tatsächlich verwendete Menge. 


TITEL III 


Artikel 10 

1. Im Binnenhandel der Gemeinschaft ist folgendes 
untersagt: 

a) Unter Vorbehalt von Artikel 14 Absatz 2, die 
Erhebung von Abgaben gleicher Wirkung wie 
Zölle; 

b) die Anwendung einer Maßnahme gleicher Wir- 
kung wie eine mengenmäßige Beschränkung. 

2. Zum freien Warenverkehr im Innern der Ge- 
meinschaft werden diejenigen Waren nicht zugelas- 
sen, zu deren Herstellung oder Verarbeitung Erzeug- 
nisse verwendet worden sind, welche sich nicht in 
einer der in Artikel 9 Absatz 2 des Vertrages vor- 
gesehenen Lage befinden. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen 
sich gegenseitig die zur Durchführung dieser Ver- 
ordnung erforderlichen Angaben mit. Die Einzelhei- 
ten der Mitteilung und der Bekanntgabe dieser An- 
gaben werden von der Kommission festgelegt. 


Artikel 12 

Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kom- 
mission besondere Vorschriften für den zwischen 
den Mitgliedstaaten und bestimmten Staaten, Län- 
dern und Gebieten im Rahmen einer Sonderrege- 
lung abgewickelten Handel mit Waren erlassen. 


Artikel 13 

Die Bestimmungen dieser Verordnung finden in 
den französischen überseeischen Gebieten Anwen- 
dung. 


Artikel 14 

1. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission Maßnahmen ergreifen, 
um die Bestimmungen dieser Verordnung etwaigen 
technischen Änderungen der für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse geltenden Regelungen anzupassen. 

2. Werden im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
Marktorganisationen vorübergehend Maßnahmen 
für die Preise von bestimmten Grunderzeugnissen 
ergriffen, kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission die Erhebung oder 
die Gewährung von Beträgen vorschreiben, um die 
Auswirkung der betreffenden Maßnahmen auf den 
Handel mit den Waren zwischen den Mitgliedstaa- 
ten oder mit dritten Ländern auszugleichen. 

3. Der vorstehende Unterabsatz findet keine An- 
wendung für die gemäß in Artikel 1 Absatz 1 zwei- 
ter Unterabsatz der Verordnung Nr. 371 /67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 zur Festsetzung der Erstat- 
tungen bei der Erzeugung von Getreide und Kartof- 
felstärke und Quellmehl in Italien gewährte Er- 
höhung der Erstattung bei der Erzeugung. 


Artikel 15 

Mit Wirkung vom 1. April 1969 werden die Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG und die auf ihrer Grund- 
lage erlassenen Bestimmungen aufgehoben mit Aus- 
nahme folgender Verordnungen: 

— Nr. 127/68/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 zur 
Festlegung der besonderen Vorschriften für die 
unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden 
Waren, die aus den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar oder aus den über- 
seeischen Ländern und Gebieten in die Mitglied- 
staaten eingeführt werden"^), zuletzt verlängert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 801/68^); 

— Nr. 214/67/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur 
Festlegung der Sonderbestimmungen für Waren, 
die unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG fal- 
len und zwischen den Mitgliedstaaten und Grie- 
chenland gehandelt werden®), zuletzt verlängert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 760/68^®); 

— Nr. 407/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 zur 
Änderung der Verordnung Nr. 214/67/EWG zur 
Festlegung der Sonderbestimmungen für Waren, 
die unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallen 
und zwischen den Mitgliedstaaten und Griechen- 
land gehandelt werden, zuletzt geändert durch 
die Verordnung Nr. 760/68 i®). 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1968, S. 40 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 119 
vom 20. Juni 1967, S. 2341/67 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 29. Juni 1968, S. 3 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 135 
vom 30. Juni 1967, S. 2888/67 
^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 22. Juni 1968, S. 3 
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Artikel 16 

1. Diese Verordnung tritt am 15. März 1969 in 
Kraft. 

2. Die durch diese Verordnung vorgesehene Rege- 
lung findet am 1. April 1969 Anwendung. Seine An- 
wendung auf Kasein (Tarifstelle 35.01 A des Ge- 
meinsamen Zolltarifs) sowie auf Kaseinate und an- 
dere Kaseinderivate (Tarifstelle 35.01 C des Ge- 
meinsamen Zolltarifs) wird jedoch bis zum 31. De- 
zember 1969 zurück gestellt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Nr. des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


ex 17.04 

18.06 

19.01 

19.02 

19.03 

19.04 

19.05 

19.06 

19.07 

19.08 
ex 21.01 

ex 21.06 

ex 21.07 

ex 22.02 


ex 29.04 
ex 35.01 
35.05 

ex 38.12 


Warenbezeichnung 


Zuckerwaren ohne Kakaogehalt, ausgenommen Süßholz-Aus- 
zug mit einem Gehalt von mehr als 10 Gewichtshundertteilen 
Zucker, ohne Zusatz von anderen Stoffen. 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitun- 
gen. 

Malz-Extrakt. 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder 
Küchengebrauch auf der Grundlage von Mehl, Stärke oder 
Malz-Extrakt, auch mit einem Gehalt an Kakao von weniger 
als 50 Gewichtshundertteilen. 

Teigwaren. 

Sago (Tapiokasago, Sago aus Sagomark, Kartoffelsago und an- 
derer). 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide her- 
gestellt (Puffreis, Corn Flakes und dergleichen). 

Hostien, Oblatenkapseln für Arzneiwaren, Siegeloblaten und 
dergleichen. 

Brot, Schiffszwieback und andere gewöhnliche Backwaren, ohne 
j Zusatz von Zucker, Honig, Eiern, Fett, Käse oder Früchten. 

Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao. 

Geröstete Kaffeemittel sowie Auszüge hieraus, ausgenommen 
geröstete Zichorienwurzeln und ihre Auszüge. 

A. Hefen, lebend: 
natürlich 

— Backhefen, 

Lebensmittelzubereitungen, anderweitig weder genannt noch 
inbegriffen, mit einem Gehalt an Zucker, Milcherzeugnissen, 
Getreide oder aus Getreide hergestellten Erzeugnissen. 

Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser hergestellten) 
und andere nichtalkoholische Getränke, ausgenommen Frucht- 
und Gemüsesäfte der Tarifnr. 20.07: 

— mit einem Gehalt an Milch oder Milchfett. 

Mannit, Sorbit. 

Kasein, Kaseinate und andere Kaseinderivate. 

Dextrine und Dextrinleime; lösliche oder geröstete Stärke; 
Klebestoffe aus Stärke. 

Zubereitete Zurichtemittel, zubereitete Appreturen auf der 
Grundlage von Stärke. 
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Begründung 


Der Rat hat durch die Verordnung Nr, 160/66/EWG 
vom 27. Oktober 1966 die Regelung für den Han- 
del zwischen den Mitgliedstaaten einerseits und zwi- 
schen diesen und dritten Ländern andererseits mit 
bestimmten, nicht unter Anhang 11 des Vertrages 
fallenden Waren, die sich aber aus der Verarbei- 
tung von landwirtschaftlichen Rohstoffen (Getreide; 
Milch und Rahm, haltbar gemacht, eingedickt oder 
gezuckert; Butter; Zucker; Melasse) ergeben, fest- 
gelegt. 

Diese Regelung, die unter anderem auf Artikel 235 
des Vertrages gestützt worden ist, hat am 22. Ja- 
nuar 1965 2) die Zustimmung des Europäischen Par- 
laments gefunden. Als hervorzuhebendes Merkmal 
weist sie eine Neueinteilung des traditionellen Zoll- 
schutzes in zwei Teilbeträge auf, welche die bisher 
bei der Einfuhr in die Mitgliedstaaten anwendbaren 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung ersetzen: 

— ein fester Teilbetrag in Form des Wertzolles, der 
den Schutz der Verarbeitungsindustrie sicherstel- 
len soll; 

— ein beweglicher Teilbetrag, der den etwaigen Un- 
terschied zwischen den Preisen der landwirt- 
schaftlichen Rohstoffe in dem einführenden Mit- 
gliedstaat einerseits und in dem ausführenden 
Mitgliedstaat oder auf dem Weltmarkt anderer- 
seits ausgleichen soll. 

Der bewegliche Teilbetrag wird vierteljährlich durch 
die Kommission festgesetzt. Seine Berechnung ist 
abgeleitet von den Regeln, die für die Berechnung 
der Agrarabschöpfungen gelten, und wird auf der 
Grundlage der gemeinsamen Verarbeitungssätze für 
die landwirtschaftlichen Rohstoffe, die in den ge- 
handelten Waren enthalten sind, durchgeführt. 

Die Verordnung Nr. 160/66/EWG sieht ebenfalls im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten eine Erstat- 
tungsregelung vor. Der Erstattungsbetrag entspricht 
in folgerichtiger Übertragung der vorstehend be- 
schriebenen Berechnungsweise der Höhe des beweg- 
lichen Teilbetrages, der zu erheben wäre, wenn der 
Handel sich im umgekehrten Sinne vollziehen 
würde. 

Diese Handelsregelung ist am 1. Juni 1967 in Kraft 
getreten. Seitdem ist die Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG mehrfach geändert worden, um insbesondere 
den nach und nach in Kraft getretenen gemeinsamen 
Marktorganisationen für die einzelnen betroffenen 
landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse Rechnung zu 
tragen. 

Mit der Anwendung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Milch und Milcherzeugnisse durch die Ver- 

J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 20 
vom 6. Februar 1965, S. 336^65 


Ordnung (EWG) Nr. 804/68 vom 27. Juni 1968 2) un- 
terliegen nunmehr alle landwirtschaftlichen Roh- 
stoffe, die zur Herstellung der unter die Verordnung 
Nr. 160/66/EWG fallenden Waren dienen, einem 
gemeinsamen Preissystem. Es wird somit im Han- 
del zwischen den Mitgliedstaaten kein beweglicher 
Teilbetrag mehr erhoben. Es ist ferner zu erwähnen, 
daß der im innergemeinschaftlichen Handel anwend- 
bare feste Teilbetrag gemäß Artikel 4 der Verord- 
nung Nr. 160/66/EWG bereits seit dem 1. Juli 1967 
nicht mehr erhoben wird. Daraus folgt, daß die Be- 
stimmungen unter Titel II dieser Verordnung hin- 
sichtlich des Handels zwischen den Mitgliedstaaten 
bis auf einige später zu erörternde Ausnahmen ge- 
genstandslos geworden sind. 

Die Bestimmungen unter Titel III hinsichtlich des 
Handels mit dritten Ländern müssen abgeändert 
werden, nicht nur um sie an die Verordnungen über 
die gemeinsamen Marktorganisationen für die ein- 
zelnen betroffenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
anzupassen, sondern auch um der Anwendung des 
Gemeinsamen Zolltarifs seit dem 1. Juli 1968 Rech- 
nung zu tragen. 

Die Sorge, der vorgenannten Lage gebührend Rech- 
nung zu tragen, und die Notwendigkeit, gewisse Än- 
derungen der geltenden Vorschriften bezüglich des 
Verfahrens zur Festsetzung der beweglichen Teil- 
beträge und der allgemeinen Anwendbarkeit der 
Handelregelung zu berücksichtigen, haben die Kom- 
mission dazu veranlaßt, zu erwägen, ob die Erset- 
zung der Verordnung Nr. 160/66/EWG durch einen 
neuen Text zur Festlegung der Handelsregelung für 
die betroffenen Waren nicht nützlicher sei, da die 
gegenwärtig anwendbaren Bestimmungen im Lichte 
der Erfahrungen gewissen praktischen Anforderun- 
gen nicht mehr genügten. 

Dies ist Gegenstand des vorliegenden Verordnungs- 
entwurfs, dessen wichtigste Bestimmungen folgen- 
dermaßen erläutert werden können: 

a) Waren, auf welche die Handelsregelung Anwen- 
dung findet (vgl. Artikel 1) 

Es handelt sich um die gleiche Liste wie in der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG, in der Fassung der Ver- 
ordnungen Nr. 80/67/EWG und Nr. 408/67/EWG s). 

b) Grunderzeugnisse (vgl. Artikel 2) 

An der Liste der Grunderzeugnisse, die durch die 
Verordnung Nr. 160/66/EWG aufgestellt wurde, ist 
keine Änderung vorgenommen worden. Es erschien 
Jedoch nützlich, in der neuen Verordnung die Be- 

■J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28, Juni 1968, S. 13 

'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 81 
vom 26. April 1967, S. 1593 67 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 183 
vom 5. August 1967, S. 6 
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Stimmungen über die Gleichstellung anderer land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse mit einzelnen dieser 
Grunderzeugnisse oder mit deren Verarbeitungser- 
zeugnissen deutlicher zu gestalten. Diese Bestim- 
mungen waren Gegenstand der Verordnung Nr. 
81/67/EWG die auf der Grundlage von Artikel 2 
Absatz 4 der Verordnung Nr. 160/66/EWG erlassen 
wurde. 

c) Handelsregelung zwischen den Mitgliedstaaten 

Aus den oben angegebenen Gründen wurden die Be- 
stimmungen des Titels II der Verordnung Nr. 160/ 
66/EWG in dem vorliegenden Verordnungsvorschlag 
nicht übernommen, so daß für die zwischen den Mit- 
gliedstaaten gehandelten gemeinschaftlichen Waren 
nunmehr keine Abgaben mehr zu erheben sind. Es 
erschien jedoch nützlich, in die „Schlußbestimmun- 
gen" einen Artikel (vgl. Artikel 10) aufzunehmen, 
der — wie in Artikel 7 der Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG vorgesehen — die Erhebung von anderen Zöl- 
len oder Abgaben gleicher Wirkung untersagt, so- 
wie Bestimmungen, welche die Elerstellung dieser 
Waren im Veredelungsverkehr für unzulässig er- 
klärt. Diese Bestimmungen entsprechen den Vor- 
schriften, wie sie für den Handel mit landwirt- 
schaftlichen Rohstoffen in den Verordnungen über 
die gemeinsamen Marktorganisationen vorgesehen 
sind. 

Schließlich ist der durch die Verordnung (EWG) Nr. 
886/68'^) in der Fassung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2097/68 ®) geschaffenen Lage Rechnung zu tra- 
gen, die für die Verarbeitungsindustrie einzelner 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit vorsieht, sich be- 
stimmte Milcherzeugnisse zu Preisen zu verschaffen, 
die von den in den anderen Mitgliedstaaten gelten- 
den Preisen verschieden sind. Die Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1113/68 ®) in der Fassung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2099/68 ^^) sehen die An- 
wendung von Ausgleichsbeträgen im Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten vor. Der vorliegende Vor- 
schlag enthält deshalb eine Bestimmung Artikel 14, 
Absatz 2), der es dem Rat ermöglicht, die Anwen- 
dung dieser Beträge beizubehalten und um etwaigen 
späteren analogen Situationen gerecht zu werden. 

d) Handelsreqelunq mit dritten Ländern (vgl. Ar- 
tikel 5 bis 9) 

Der Grundsatz der Abgabenerhebung für die betrof- 
fenen Waren, bei der Einfuhr aus dritten Ländern 
in Form eines festen Teilbetrages (aufgeführt im Ge- 
meinsamen Zolltarif) und eines beweglichen Teilbe- 
trages (vierteljährlich festgesetzt durch die Kommis- 
sion) wird selbstverständlich aufrechterhalten. Le- 
diglich bestimmte Bedingungen zur Festsetzung des 
beweglichen Teilbetrages sind geändert worden, um 
den Verordnungen über die gemeinsamen Markt- 


organisationen für Zucker sowie für Milch und 
Milcherzeugnisse Rechnung zu tragen. 

Ferner wurde der Mechanismus der Festsetzung des 
beweglichen Teilbetrages durch die Kommission 
(vgl. Artikel 7) sowie die Bedingungen der Erhebung 
dieses beweglichen Teilbetrages hinsichtlich der 
Waren, deren Zollsatz bei der Einfuhr aus dritten 
Ländern Gegenstand einer Konsolidierungsmaß- 
nahme des GATT oder einer anderen Maßnahme zur 
Beschränkung der Abgabe (vgl. Artikel 8) war, deut- 
licher gestaltet. 

Hinsichtlich der Erstattungen bei der Ausfuhrland- 
wirtschaftlicher Grunderzeugnisse in Form der be- 
treffenden Waren übernimmt Artikel 9 des vorlie- 
genden Vorschlags die Bestimmungen des Artikels 
14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG in ihrer durch 
die Verordnung Nr. 216/67/EWG vom 27. Juni 
1967 ^^) geänderten Fassung in vereinfachter Form. 
Sie legt ferner deutlicher fest, daß bei einer Wieder- 
ausfuhr aus der Gemeinschaft von Waren im Sinne 
der Handeisregelung, die sich vorher im freien Ver- 
kehr befanden, kein Anspruch auf die Gewährung 
einer Ausfuhrerstattung für die zu ihrer Herstellung 
verwendeten landwirtschaftlichen Erzeugnissen be- 
steht. Es handelt sich um eine notwendige Präzisie- 
rung, um eine einwandfreie Anwendung der Ver- 
ordnungen über die gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen bezüglich der Gewährung von solchen Erstattun- 
gen sicherzustellen und gleichzeitig betrügerische 
Machenschaften zu verhindern, die sich daraus er- 
geben könnten, da die bei der Einfuhr von bestimm- 
ten Waren anwendbare Abgabe durch einen Höchst- 
betrag beschränkt ist. 

e) Rechtsgrundlage für den Verordnungs Vorschlag 

Da durch diesen Vorschlag die Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 160/66/EWG im wesentlichen auf 
den neuesten Stand gebracht werden sollen, konnte 
als Rechtsgrundlage dieses Vorschlags aus densel- 
ben Gründen, die damals bereits ausgeführt wurden, 
die gleichen Vertragsbestimmungen zugrunde gelegt 
werden, auf die auch schon die Verordnung Nr. 160/ 
66/EWG gestützt worden ist. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 81 
vom 26. April 1967, S. 1594/67 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 4 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 186 
vom 30. Juli 1968, S. 1 

^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 3 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 135 
vom 30. Juni 1967, S. 2893/67 
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